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Kraft gesetzt werden. Je nacfi ar- 
beitsrectitlicher Ausgestaltung von 
elektronischer Heimarbeit würden 
arbeits- und sozialrectitliche Be­
stimmungen, Tarifverträge und das 
Betriebsverfassungsgesetz nicht 
mehr greifen. Es geht also darum, 
alles was unter dem Begriff der Fle­
xibilität der Arbeit subsumiert 
wird, arbeits- und tarifrechtlich ab­
zusichern. Es muß verhindert wer­
den, daß die Bundesregierung ei­
nen Teil der Arbeit aus der solida­
rischen Sozialpflichtigkeit heraus­
nimmt und so das Versicherungssy­
stem und damit vor allem die Arbeit­
nehmer zusätzlich belastet.

Die Gewerkschaften müssen 
deshalb über alle früheren ideologi­
schen Barrieren hinweg ein ver­
ständliches und praktikables Kon­

zept für Teilzeitarbeit vorlegen, da­
mit nicht eine wachsende Zahl von 
Arbeitnehmern in neue Rechtslo- 
sigkeit verfällt. Es ist daher nur lo­
gisch, daß die IG Ghemie-Papier- 
Keramik in ihrem zwischenzeitlich 
in breiter Diskussion befindlichen 
tarifpolitischen Programm nicht nur 
Aussagen zur Teilzeitarbeit an sich, 
sondern auch zu den neuen Infor­
mations- und Kommunikationstech­
nologien macht, und zwar mit der 
erklärten Absicht, durch spezielle 
Technologieverträge Betriebsräten 
und Mitgliedern eine konkrete Hilfe­
stellung anzubieten. In derartigen 
Tarifverträgen müssen generelle 
Regelungen enthalten sein, die in 
der Lage sind:

□  Einfluß auf die Gestaltung von 
Arbeitsbedingungen zu nehmen;

□  der Erhaltung und Förderung 
von beruflichen Qualifikationen zu 
dienen;

□  Rationalisierungsschutzmaß­
nahmen wirksam werden zu lassen, 
die Abgruppierungen und Arbeits­
platzverluste verhindern bzw. dar­
aus entstehende Härten abmildern;

□  einer überzogenen Leistungs­
und Verhaltenskontrolle wirksam 
Einhalt zu gebieten.

Der Abschluß eines solchen 
Technologie-Tarifvertrages wäre 
für beide Seiten -  Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer -  ein aktiver und ge­
samtgesellschaftspolitisch verant­
wortungsvoller Schritt in Richtung 
Technologieanwendung, unter Be­
rücksichtigung berechtigter Arbei­
ternehmerinteressen.

Bert.Rürup

Chancen und Risiken der elektronischen Revolution

Die Diskussion darüber, ob es 
sich bei der Einführung der mo­

dernen Informationstechniken, also 
der Anwendung von

□ Datenverarbeitungstechniken,

□ Textverarbeitungstechniken,

□ Telekommunikationstechniken 
und

□ elektronischen Automatisie­
rungstechniken im Produktionsbe­
reich,
um eine bzw. die „dritte technologi­
sche Revolution“ handelt, hat einen 
intellektuellen Grenzertrag von Null, 
sie ist überflüssig. Unstrittig ist, daß 
die hier diskutierten „mikroelektro­
nischen Medien“ in einer Reihe mit 
anderen „historischen“ Schlüssel­
industrien wie z. B.

□ der mechanischen Spinnma­
schine und dem mechanischen 
Webstuhl,

□  der Dampfmaschine,

□  dem Elektromotor

□  oder dem Verbrennungsmotor

stehen. So wie diese Techniken bei 
ihrer flächendeckenden Implemen­
tation nicht nur mit großen Produkti- 
vitäts- und Produktionsfortschritten 
verbunden waren, sondern immer 
auch mit Ängsten und Widerstän­
den, so ist dies auch bei der gegen­
wärtig rollenden „Gomputerisie- 
rungswelle“ der Fall.

Es dürfte Einigkeit darüber beste­
hen, daß den Informationsverarbei­
tungstechniken die Schlüsselfunk­
tion in der mittelfristigen technisch­
wirtschaftlichen Entwicklung zu­
kommt; sie ist die Basistechnik für 
den Rest dieses Jahrtausends. Ba­
sistechnik nicht durch ihre „Moder­
nität“ -  ähnlich modern sind auch z. 
B, die Lasertechnik, Biotechnik oder 
Meerestechnologie - ,  sondern da­

durch, daß sie im Vergleich zu allen 
anderen neuen Technologien pro- 
duktions- und verfahrensunspezi­
fisch, d. h. „universal“ ist. Denn kei­
ne neue technische Entwicklung ist 
ohne die Anwendung der Informa­
tionstechniken, sprich des „Compu­
ters“ , mehr denkbar.

Es ist ebenfalls müßig, darüber zu 
streiten, ob der Prozentsatz der Ar­
beitsplätze, der in den nächsten 
Jahren von den Datenverarbei­
tungstechniken erfaßt und beein­
flußt wird, bei 30,50 oder 60 % aller 
Beschäftigungsverhältnisse liegt. 
Unabhängig von dem in jedem Fall 
beachtlichen Prozentsatz werden 
die Auswirkungen -  vielleicht weni­
ger quantitativ, aber dafür um so 
mehr qualitativ -  auf die Arbeitswelt 
gravierend sein. Und, wie immer bei 
tiefgreifenden technologischen 
Wandlungen, werden diese Ände­
rungen erhofft und befürchtet:
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□  Die Hoffnungen richten sich dar­
auf, daß durch die Einführung der 
DV-Techniken neue und „bessere“ 
Arbeitsplätze entstehen, Arbeits­
plätze, die höhere intellektuell-krea­
tive Anforderungen an den Be­
schäftigten stellen, aber auch An­
nehmlichkeiten mit sich bringen, da 
der Anteil an schweren körperlichen 
und/oder repetitiven Arbeiten zu­
rückgeht, kurz die Computerisie- 
rung einen Beitrag zur Steigerung 
des Wirtschaftswachstums und der 
Humanisierung der Arbeitswelt lei­
sten kann.

□  Die Befürchtungen richten sich 
darauf, daß Arbeitsplätze wegratio­
nalisiert werden, es zu Dequalifizie- 
rungen, steigendem Arbeitsstreß, 
starken Segmentierungen der Ar­
beitnehmerschaft etc. kommt. Der­
zeit ist es unmöglich, alle Auswir­
kungen der Einführungen der neu­
en Medien auf den Arbeitsmarkt 
und die Beschäftigungsbedingun­
gen sicher zu bestimmen bzw. ei­
nen „Saldo“ zwischen positiven und 
negativen Effekten zu ermitteln. Die 
Anwendungsgebiete sind zu hete­
rogen , und zu jedem Beispiel gibt es 
Gegenbeispiele, und jeder positi­
ven Erfahrung bzw. jedem positiven 
Potential stehen negative Erschei­
nungen oder Wahrscheinlichkeiten 
gegenüber und vice versa.

Für die Frage, ob wir für die „dritte 
technologische Revolution“ gerü­
stet sind, ist es aber -  glücklicher­
weise -  nicht entscheidend, zu ei­
ner abschließenden Bewertung der 
positiven und negativen Auswirkun­
gen zu gelangen.

Wappnung gegen Schäden

Gerüstet ist eine Gesellschaft ge­
gen technologische Umbrüche, 
wenn sie „social techniques“ bereit­
stellt bzw. kurzfristig bereitstellen 
kann, die in der Lage sind, als nega­
tiv beurteilte Technikfolgen zu be­
herrschen bzw. abzufedern. Der

hierzu erforderliche Kriterienkata­
log resultiert immer aus dem Paral­
lelogramm der gesellschaftlichen 
Kräfte. Bei der Frage nach politi­
schen Optionen angesichts der 
Computerisierung der Arbeitswelt 
kann es nicht darum gehen, die Ein­
führung gezielt politisch zu verhin­
dern. Zu keiner Zeit ließ sich techni­
scher Fortschritt „unterdrücken“ . 
Nicht einmal dem Papst gelang es 
durch seinen Bannspruch im Jahre 
1139, die Ausbreitung der Arm­
brust, einer Waffe, die „eine Beleidi­
gung für Gott und unziemlich für ei­
nen Christen ist“ , zu verhindern 
bzw. ihren Einsatz auf den Kampf 
gegen Ungläubige zu beschränken. 
Realpolitisch kann es nur darum ge­
hen -  auch gerade infolge der Er­
kenntnis der mannigfaltigen positi­
ven Effekte sozio-ökonomische 
Gefahren und Schäden zu identifi­
zieren und nach Möglichkeit antizi- 
pativ zu verhindern, zumindest aber 
reaktiv zu heilen oder auch zu lin­
dern.

Seit einiger Zeit bereits rege dis­
kutiert -  wenngleich auch ohne 
sichtbare praktisch-politische Kon­
sequenzen -  wurden und werden

□  die zumindest bis zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt oft überschätz­
ten globalen, quantitativen Arbeits­
platzeffekte des die Arbeitsproduk­
tivität erhöhenden technischen 
Fortschritts (Stichwort: Jobkiller),

□  die auch bereits sattsam be­
kannten DV-Auswirkungen, die die 
ohnehin auf dem Arbeitsmarkt be­
stehende Benachteiligung der 
Frauen in quantitativer und qualitati­
ver Hinsicht verstärken,

□  der unverkennbare Trend zum 
„gläsernen Arbeitnehmer“ durch 
Personalinformationssysteme und/ 
oder eine DV-orientierte Arbeits­
platzgestaltung.

Obwohl diese wichtigen Proble­
me noch ihrer befriedigenden politi­
schen Behandlung harren, soll hier

auf sie nicht weiter eingegangen 
werden, sondern auf die bislang 
weit weniger untersuchten Risiken 
und Probleme der „elektronischen 
Heimarbeit“ , d. h. der DV-bedingten 
Auslagerung und Aufteilung von 
bisher betrieblichen (Voll-)Arbeits- 
plätzen.

Elektronische Heimarbeit
Durch die gegenwärtig geplante 

bzw. bereits in Angriff genommene 
„Verkabelung“ bzw. Digitalisierung 
des Telefonnetzes werden die Mög­
lichkeiten geschaffen, nach Maßga­
be der betriebswirtschaftlichen 
Opportunität Arbeitsplätze aus den 
Unternehmen in die Wohnung der 
Beschäftigten auszulagern (in Ba­
den-Württemberg läuft bereits ein 
diesbezüglicher Modellversuch).

Die gegenwärtig diskutierte Flexi­
bilisierung der betrieblichen Ar­
beitszeit wird dann überlagert durch 
eine zunehmende Flexibilisierung 
des Arbeitsortes und der Arbeitsor­
ganisation. Zuerst dürften hiervon 
insbesondere Schreibarbeiten, 
Buchhaltungsarbeiten etc. betrof­
fen sein. Wie US-amerikanische Er­
fahrungen allerdings zeigen, kann 
sich der Kreis der betroffenen Tätig­
keiten sehr schnell ausdehnen und 
auch höher qualifizierte Tätigkeiten 
wie

□  Bearbeitung von Schadensfäl­
len für Versicherungen,

□  Berechnungen aller Art,

□  Erstellungen von Kalkulationen, 
Konstruktionszeichnungen, Graphi­
ken, Statistiken,

□  Kreditwürdigkeitsprüfungen,

□  Gelddispositionen,

□  Programmentwicklungen bzw. 
Soft-ware Design etc. erfassen.

In jeder Wohnung mit einem Tele­
fon- und/oder Kabelanschluß könn­
ten diese Tätigkeiten dann auf -  in 
aller Regel wohl vom Arbeitgeber 
bzw. dem auslagernden Unterneh­
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men gestellten -  Kleincomputern, 
Terminals, mit Bildschirm ausge­
statteten Textverarbeitungsauto­
maten etc. verrichtet werden.

Chancen

Auf den ersten Blick bringt eine 
derartige „Arbeitsumorganisation“ 
Vorteile sowohl für die Arbeitgeber 
als auch die Arbeitnehmer. Der Ar­
beitnehmer gewinnt eine größere 
Leistungssouveränität bzw. -auto­
nomie, da er seine Arbeitszeiten 
weitgehend selbst disponieren 
könnte. Für den Arbeitgeber bedeu­
tet diese Arbeitsumorganisation ei­
ne Senkung der zu jedem Arbeits­
platz erforderlichen komplementä­
ren Kapitalkosten sowie eine Exter- 
nalisierung von Arbeitsorganisa­
tionskosten. Damit ist eine weit bes­
sere Anpassung des jeweils benö­
tigten Arbeitsvolumens an das Be­
schäftigungsvolumen verbunden, 
mit der Konsequenz einer spürba­
ren Erhöhung der Stundenprodukti­
vität je Beschäftigten. (Wäre dies 
nicht der Fall, hätte kein Arbeitgeber 
Interesse an einer derartigen Umor­
ganisation, die ja auch mit Proble­
men, z. B. solchen der Betriebsor­
ganisation oder der Lohnfindung, 
einhergeht.)

Zweifellos bietet diese Entwick­
lung Chancen einer erhöhten 
Selbstbestimmung bzw. Selbstver­
wirklichung und einer persönlichen 
Emanzipation der betroffenen Ar­
beitnehmer. Gleichwohl birgt sie 
aber auch eine ganze Reihe von 
Gefahren in sich, denen es politisch 
zu begegnen gilt.

Sieht man einmal von mit Sicher­
heit auftretenden Problemen des 
Datenschutzes und des Urheber­
rechtes ab, so ist zu vermuten, daß 
-  und dies dürfte mit Nachdruck von 
den Unternehmern zur Abwälzung 
der nicht unerheblichen Lohnne­
benkosten (im Durchschnitt über 
75 % des Barlohnes) gefördert wer­
den -  diese Tätigkeiten nicht auf der

Basis eines Arbeits- bzw. Dienst­
vertrages, sondern weitgehend auf 
der eines Werkvertrages abgewik- 
kelt werden. Dies hat die Konse­
quenz, daß weite Bereiche dieser 
„elektronischen Heimarbeit“ zum 
Rekrutierungsreservoir eines „neu­
en Mittelstandes“ werden -  sehr 
zum Leidwesen der Gewerkschaf­
ten.

Risiken
Das heißt, viele ehemalige und/ 

oder neue „Arbeitnehmer“ im Sinne 
von abhängig Beschäftigten wer­
den zu Klein- bzw. Kleinstunterneh­
mern mit Subunternehmerfunktio­
nen werden. Da eine solche Ausla­
gerung von Tätigkeiten in aller Re­
gel ferner mit einer den betriebswirt­
schaftlichen Flexibilisierungserfor­
dernissen entsprechenden Auftei­
lung des Arbeits- bzw. Auftragsvo­
lumens verbunden sein dürfte, darf 
erwartet werden, daß ein derartiges 
„Beschäftigungsverhältnis“ nicht 
zur Unterhaltung einer ganzen Fa­
milie ausreicht. (Eine jüngst in den 
Vereinigten Staaten erschienene 
Studie belegt, „daß selbst qualifi­
zierte Computer-Spezialisten im 
Schnitt umgerechnet rund acht DM 
pro Stunde weniger verdienen als 
ihre Kollegen im Büro“ . Der Spiegel 
Nr. 20/1984, S. 233.)

Hinzu kommt, daß für diese 
Selbständigen von den Auftragge­
bern keine Beiträge zu den Sozial­
versicherungen bezahlt werden -  
es mithin zu einer Auszehrung der 
Finanzierungsbasis der Sozialver­
sicherungen kommen kann - ,  sie 
nicht dem Kündigungsschutz unter­
liegen und keinen Anspruch auf Ur­
laub und Urlaubsgeld haben. Daher 
ist die Befürchtung nicht von der 
Hand zu weisen, daß die elektroni­
sche Heimarbeit eher zum Nährbo­
den eines „unternehmerischen Pro­
letariats“ werden kann.

Auf der Ebene der betroffenen 
„Subunternehmer“ steht somit dem 
zweifellos gewachsenen Freizeit-

bzw. Dispositionsgewinn ein deutli­
cher Risikozuwachs hinsichtlich ih­
rer Einkommenssicherheit und ihrer 
sozialen Absicherung gegenüber.

Bedenkt man ferner, daß es sich 
bei diesen „neuen Heimarbeitsplät­
zen“ in aller Regel um Teilzeitbe­
schäftigungen handeln dürfte, steht 
zu vermuten, daß -  wenn kein zwei­
ter Verdienender in der Familie ist -  
sich der Betroffene um mehrere 
derartige (Werk)Verträge bemühen 
muß. Für den Auftraggeber ergeben 
sich hieraus Konkurrenz-, Daten­
schutz- und Regreßprobleme, für 
den Auftragnehmer ein wachsender 
Arbeitsstreß. Oder aber der „neue 
Heimarbeiter“ wird gezwungen, in 
die „Schattenwirtschaft“ abzutau­
chen, mit der Konsequenz sich ver­
stärkender fiskalischer und parafis­
kalischer Erosionen, „unordentli­
cher“ Sozialversicherungsbiogra­
phien, unzureichenden Versiche­
rungsschutzes etc.

Verfehlt wäre es, aus dieser Skiz­
ze Assoziationen zum Heimarbei­
terelend des 19. Jahrhunderts ab­
leiten zu wollen. Denn dazu beinhal­
tet die unaufhaltsame „dritte tech­
nologische Revolution“ zu viele po­
sitive ökonomische Expansions­
und Entfaltungschancen, Möglich­
keiten einer Liberalisierung und 
Verkürzung der Arbeitszeit sowie 
einer emanzipatorischen Individua­
lisierung der Beschäftigungsver­
hältnisse.

Dennoch erwächst ungeachtet 
der positiven Aspekte ein dringen­
der politischer Handlungsbedarf. 
Die Frage, ob wir z. B. gegen Pro­
bleme wie diese, die nur eine von 
zahlreichen Facetten der „Elektro­
nikfolgen“ darstellen, gerüstet sind, 
muß mit einem klaren „Nein“ beant­
wortet werden.

Optionen

Weil die Auswirkungen der „drit­
ten technologischen Revolution“ 
unüberschaubar vielfältig und kei­
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neswegs nur negativ sind, ist es 
auch nicht möglich, ein konsisten­
tes politisches Programm der DV- 
Technikfolgen vorzulegen. Die fol­
genden politischen Optionen sind 
insofern genauso fragmentarisch 
wie die obige Problemskizze: Als 
sinnvolle Einzelmaßnahmen, die 
die zweifellos vorhandenen positi­
ven Auswirkungen der DV-Diffusion 
auf Effizienz, Wohlfahrt, Beschäfti­
gungschancen und individuelle 
Freiräume nicht verschütten, wären 
diskussionswürdig:

□  Ein allgemein verbindlicher, vom 
Staat -  nach Absprache mit den Ge­
werkschaften und den Arbeitgebern 
-  erlassener Mustervertrag hin­
sichtlich sozialer Absicherung, Ent­
geltregelung etc. von elektroni­
schen Heimarbeitsplätzen bzw. 
diesbezügliche Novellierungen des 
Heimarbeitsplatzschutzgesetzes;

□  bei den regulären Arbeitneh­
mern eine tendenzielle Umwand­
lung von Lohnnebenkosten (wie z. 
B. Essensgeldzuschüsse, Kranken­
versicherungsbeiträge der Arbeit­
geber, Lohnfortzahlungsrückstel­
lungen, vermögenswirksame Lei­
stungen, Wohnungsfürsorge) in 
steuerbegünstigte Barlohnbestand­
telle. Dies würde die Arbeitskosten 
von im Unternehmen Beschäftigten 
nicht verändern, dennoch aber den 
Anreiz zur Beschäftigungsexternali- 
sierung in Richtung „selbständiger 
Heimarbeiter“ reduzieren. (Gleich­
zeitig wäre dies eine Maßnahme ge­
gen die Schwarzarbeit der regulär 
Beschäftigten, da der Preis einer 
bestimmten Leistung im wirtschaftli­
chen Untergrund sich an dem des 
Grenzanbieters in der offiziellen 
Ökonomie orientieren dürfte und ei­
ner der Konkurrenzvorsprünge der 
„Schattenwirte“ gegenüber den re­
gulären Anbietern in der Nichtbe­
rücksichtigung dieser Lohnneben­
kosten besteht, die nicht auf dem 
Gehaltszettel erscheinen);

□  eine obligatorische Sozialversi- 
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cherung bzw. der obligatorische Ab­
schluß einer adäquaten Privatversi­
cherung für alle Selbständigen;

□  die Einführung einer „Wert­
schöpfungsabgabe“ oder einer 
„Sozialsteuer“ als Ersatz und/oder 
Ergänzung für den Teil der Arbeits­
kosten, den die Arbeitgeber in Form 
von fiskalischen und parafiskali­
schen Beiträgen zu leisten haben 
(z. B. Arbeitgeberbeiträge zur 
GRV). Auf diese Weise sollte eine 
betriebsformen- und betriebstech­
nisch-, d. h. allokationsneutrale Ab­
gabenregelung erreicht werden, die 
nicht eine Substitution von Arbeit 
durch Kapital prämiert und die das 
finanzielle Fundament der Sozial­
versicherung stabilisiert;

□  die Gründung eines -  gegebe­
nenfalls nach Branchen geglieder­
ten -  „gewerkschaftsähnlichen“ 
„Verbandes der elektronischen 
Heimarbeiter“ zur Bündelung, Arti­
kulation und Durchsetzung ihrer 
-  spezifischen -  Interessen.

Bildungspolitische Offensive

Unabhängig von diesen und wei­
teren möglichen politischen Optio­
nen sollte die erste und wichtigste 
politische Aufgabe in einer bil­
dungspolitischen Offensive gegen 
den informationstechnischen Anal­
phabetismus in unserem Lande be­
stehen. Ähnlich wie vor einigen hun­
dert Jahren der des Lesens und 
Schreibens unkundige „Normalbür­
ger“ , der wußte, daß es Bücher und 
Bibliotheken gab, mit ihnen aber 
nichts anfangen konnte, steht der 
„mittlere Bürger der Industriestaa­
ten heute der Informationstechnik 
gegenüber: beeindruckt, besorgt, 
interessiert -  aber letztlich unwis­
send“ (Sachverständigenbericht im 
Auftrag der baden-württembergi- 
schen Landesregierung vorgelegt, 
„Zukunftsperspektiven gesell­
schaftlicher Entwicklung“ ).

Wollen wir einer der führenden In­

dustriestaaten der Welt bleiben, 
müssen wir alles daransetzen,

□  die wichtigsten Methoden und 
Vorgehensweisen zur Lösung infor­
mationstechnischer Probleme mit­
tels Computereinsatz,
□  die wichtigsten Kenntnisse über 
Aufbau und Funktionsweise von Mi­
kroprozessoren und Mikrocompu­
tern,
□  Informationen über Anwen­
dungsmöglichkeiten und Einsatz­
formen in Wirtschaft und Verwal­
tung
sowohl zu einem relevanten und 
konstitutiven Bestandteil der Leh- 
reraus-, -fort- und -Weiterbildung zu 
machen als auch diese Themen in 
den Lehrplänen auf allen Stufen un­
seres Bildungssystems fest zu ver­
ankern. Für die jüngeren Generatio­
nen wird hier inzwischen -  glückli­
cherweise -  erfreulich viel getan. 
Weitgehend ausgeblendet sind 
dagegen noch die gegenwärtig 
„staatstragenden“ mittleren Jahr­
gänge.

Nur wer eine Technik oder Tech­
nologie beherrscht bzw. ihre An­
wendungsmöglichkeiten angstfrei 
abschätzen kann, ist gegen mögli­
che oder wahrscheinliche Nachteile 
gewappnet. Aus diesem Grunde 
empfiehlt sich die Einrichtung einer 
„Technological assessment-lnstitu- 
tion“ , eines „Sachverständigenrats 
zur Technikfolgeabschätzung“ 
(STA) z. B. nach dem Vorbild des 
Sachverständigenrates für Umwelt­
fragen. Er hätte u. a. die Aufgabe, 
alle zwei Jahre einen Bericht über 
die relevanten nationalen und inter­
nationalen Erkenntnisse und Erfah­
rungen vorzulegen.

Diese Vorschläge sind mit Si­
cherheit kein Allheilmittel gegen die 
auf unsere Gesellschaft zukom­
menden technologisch bedingten 
Wachstumsschmerzen. Gleichwohl 
dürften sie zu einer größeren sozia­
len Balance unserer sozio-ökono- 
mischen Entwicklung beitragen.
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